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Internationale Katastrophe
25 Jahre nach Tschernobyl sind 
die Folgen des GAUs immer 
noch gravierend: Während die 
einst reiche Kulturlandschaft in 
der Sperrzone verfällt, sind die 
Aufräumarbeiten rund um den 
undichten Sarkophag des Atom-
kraftwerks noch nicht einmal 
abgeschlossen. Die Zahl der Op-
fer steigt – doch ein Umdenken 
findet nicht statt.

Nationale Blamage
Das Gutachten zum Gleichstel-
lungsbericht der Bundesregierung 
ist eine schallende Ohrfeige für 
die Frauenpolitik von Schwarz-
Gelb. Die Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission 
muten wie grüne Programmatik 
an. Klar ist aber auch: Gleichstel-
lung braucht neben strukturellen 
Maßnahmen auch persönlichen 
Veränderungswillen.

Europäische Lösung
Der Euro steckt in seiner tiefsten 
Krise seit Bestehen der Wäh-
rungsunion. Die Milliarden aus 
dem Rettungspaket allein werden 
ihn nicht retten können, solange 
es keine wirkliche europäische 
Wirtschafts- und Haushaltspo-
litik gibt. Die Grünen wollen die 
nationalen Alleingänge endlich 
beenden und gemeinschaftlich 
handeln.
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Ohne Wirtschaftsregierung nicht zu retten
Nicht einmal zehn Jahre nach seiner Einführung als Bargeld zum 1. Januar 2002 stürzte der Euro in die tiefste Krise 
– und mit ihm die Europäische Union. Das milliardenschwere Rettungspaket, das die Staats- und Regierungschefs im 
Mai 2010 mühsam beschlossen haben, wird die Währungsunion alleine nicht retten können.

Von Marion Blitz

Als der Euro in den 1990er Jahren beschlossen wurde, konnten 
sich die Staats- und Regierungschefs nicht dazu durchringen, der 
Europäischen Union auch mehr Kompetenzen in der Wirtschafts- 
und Haushaltspolitik zu geben. In der Folge sind die Volkswirt-
schaften in den Euro-Staaten immer weiter auseinandergedrif-
tet. Dieser Geburtsfehler der Wirtschafts- und Währungsunion 
muss aus Grüner Sicht nun endlich behoben werden: »Ohne Wirt-
schaftsregierung ist der Euro nicht zu halten«, betont Sven Gie-
gold, wirtschafts- und finanzpolitischer Sprecher der Grünen im 
Europaparlament. Notwendig sei eine abgestimmte Wirtschafts-, 
Finanz-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. Das heißt nicht gleiche 
Systeme, sondern eine Minimalharmonisierung in Form von unter 
anderem Mindeststeuersätzen und grundlegenden Sozialrechten. 
»Es darf künftig keine nationalen Wachstums- und Standortstrate-
gien mehr geben, die wie in Irland darauf basieren, über unfairen 
Steuerwettbewerb Vorteile gegenüber anderen EU-Ländern zu 
haben«, so auch Gerhard Schick, finanzpolitischer Sprecher der 
Grünen Bundestagsfraktion. 

Eine Wirtschaftsregierung, wie sie die Grünen befürworten, hat mit 
dem »Pakt für Wettbewerbsfähigkeit« von Angela Merkel wenig 
gemein: »Merkels Konzept basiert darauf, Druck auf schwächere 
Staaten auszuüben, harte Einschnitte in der Haushaltsführung 
und Sozialpolitik vorzunehmen. Gleichzeitig ist keine Bereitschaft 
zu erkennen, Leistungsbilanzüberschüsse wie in Deutschland zu 
verringern«, sagt Giegold. Außerdem käme den nationalen Regie-
rungen nach Merkels Plan die Schlüsselrolle in der EU-Wirtschafts-
regierung zu – wodurch EU-Kommission und Europaparlament von 
zentralen politischen Entscheidungen ausgeschlossen wären.

Unseriöse Panikmache

Um den EU-Mitgliedstaaten künftig günstige Finanzmittel bereit-
zustellen, sind europäische Staatsanleihen nötig, sogenannte Euro-
Bonds, wie es auch der Vorsitzende der Eurogruppe Jean-Claude 
Juncker vorgeschlagen hat. Bislang geben alle Euro-Länder eigene 
Staatsanleihen heraus und zahlen je nach ihrer Kreditwürdigkeit 
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europa vertiefen

unterschiedlich hohe Zinsen. Länder, die 
hoch verschuldet sind und massive wirt-
schaftliche Probleme haben, wie etwa Grie-
chenland, können sich deshalb inzwischen 
kein Geld mehr zu verträglichen Konditi-
onen leihen. Euro-Bonds würden von allen 
Euro-Staaten gemeinsam herausgegeben 
und hätten einen einheitlichen Zinssatz. 
Kritikern, die als Zinsniveau der Euro-Bonds 
einen Durchschnitt aller Zinssätze anneh-
men und deshalb eine enorme Mehrbela-
stung Deutschlands an die Wand malen, 
wirft Giegold unseriöse Panikmache vor: 
»Diese Rechnung ist völlig unplausibel. Da 
für Euro-Bonds alle einstehen würden, wäre 
die Sicherheit hoch und der Zinssatz läge 
vermutlich nur geringfügig über den der-
zeit gut drei Prozent für zehnjährige deut-
sche Staatsanleihen.«

Ebenso falsch sei die Befürchtung, durch 
zinsgünstige Euro-Bonds hätten unsolide 
Länder keinen Anreiz mehr, ihre Haushalte 
zu sanieren. Denn nach dem Juncker-Plan 
dürften sich die Länder nur zu maximal 60 
Prozent des jeweiligen Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) über Euro-Bonds finanzieren. 
Der Rest soll weiter über eigene Staatsan-
leihen abgewickelt werden. »Das bedeutet 
umgekehrt, die Staatsverschuldung, die 
über 60 Prozent des BIP hinausgeht, wäre 
sehr teuer. Deshalb ist es geradezu falsch, 
dass Euro-Bonds nicht zu mehr Solidität 
führen würden«, bekräftigt Giegold.

Gerhard Schick sieht einen wichtigen Vor-
teil europäischer Staatsanleihen darin, 
einen Fehler des Euro-Rettungsschirms 
zu korrigieren. Denn dieser konnte den 
Domino-Effekt nicht stoppen, dass immer 

mehr Länder auf ihn angewiesen sind. »Es 
besteht eine reale Gefahr, dass der Ret-
tungsschirm schnell an seine finanziellen 
Grenzen gelangt, wenn ihn vielleicht auch 
Portugal und weitere Länder in Anspruch 
nehmen müssen«, so Schick. Nötig ist in sei-
nen Augen aber auch eine Umschuldung 
überschuldeter Länder wie Griechenland 
oder Irland.

Spekulationsgeschäfte unterbinden

Neben Euro-Bonds und einer europäischen 
Wirtschaftregierung wollen BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN den europäischen Haushalt 
stärken – durch eine Finanzierung über 
Eigenmittel wie beispielsweise eine euro-
paweite Finanztransaktionssteuer. Bis-
her nämlich stammt der Hauptteil des 
EU-Haushalts aus Beiträgen der Mitglieds-
staaten. Hinzu kommen Einnahmen aus 
Mehrwertsteuer und Zöllen. Transferlei-
stungen in ärmere EU-Länder per Struktur-
fonds machen nur 37 Milliarden Euro aus 
– das ist weit entfernt von einer Haushalts-
solidarität wie sie zwischen den Bundeslän-
dern existiert. »Außerdem sollten rein spe-
kulative Finanzgeschäfte wie ungedeckte 
Leerverkäufe, denen kein ökonomisches 
Absicherungsinteresse zugrunde liegt, euro-
paweit verboten werden«, so Schick. In der 
Konsequenz wäre auch die Spekulation mit 
ungedeckten Kreditausfallversicherungen 
(CDS) auf Staatsanleihen nicht mehr mög-
lich. Diese Möglichkeit wird derzeit massiv 
genutzt, um gefährliche Wettgeschäfte 
gegen die Zahlungsfähigkeit von Staaten 
der Eurozone abzuschließen – und ist der 
Hebel, um an Ungleichgewichten Krisen zu 
entzünden. 

	 Credit Default Swap (CDS)

Ein Credit Default Swap (CDS) ist eine Art Versicherung, um sich gegen das Risiko eines 
Zahlungsausfalls abzusichern. Gerät ein Land in Finanznöte, steigen die Preise für diese 
Ausfallversicherungen. Problematisch ist, dass CDS getrennt von den Anleihen gehan-
delt werden. Spekulanten können also CDS erwerben, obwohl sie keinen Kredit verge-
ben haben (ungedeckte CDS), um so den Preis in die Höhe zu treiben. Es wird quasi 
auf den Staatsbankrott »gewettet«. Weil das Ausfallrisiko scheinbar wächst, steigt der 
Zinssatz, zu dem der betroffene Staat sich mit Anleihen finanziert.
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Aktuelle Veranstaltungen 

Do / Fr, 17. / 18. März 2011, 
Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin
Migration, Integration und soziale 
Mobilität in Europa
Konferenz und Vorstellung der Studie zum 
Migrant Integration Policy Index (MIPEX) 
In Kooperation mit dem British Council

Di, 5. April, 19 Uhr 
Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin
Wohlstand ohne Wachstum?
Über Auswege aus dem Wachstumswahn
Ein Gespräch mit: Prof. Tim Jackson (Univer-
sität Surrey, England); Jürgen Trittin, MdB 
(Bündnis 90 / Die Grünen); Barbara Unmüßig 
(Heinrich-Böll-Stiftung) 

Do, 7. April, 18 Uhr
Archiv Grünes Gedächtnis der Heinrich-Böll-
Stiftung
Nicht rechts, nicht links, sondern vorn
Eine Geschichte der „Gründungsgrünen“
Buchvorstellung mit: Dr. Silke Mende 
 (Universität Tübingen)

Di, 12. April, 17 Uhr, Heinrich-Böll-Stiftung
Tschernobyl 25 – expeditionen
Eröffnung der Ausstellung „Straße der 
Enthusiasten“
Mit Rebecca Harms (Die Grünen/EFA); Ralf 
Fücks (Heinrich-Böll-Stiftung); Walter Moss-
mann (Freiburg); Renate Künast (Bündnis 
90 / Die Grünen)
Lesung „Vom Aufstieg und Fall der Stadt 
Prypjat“ von Juri Andruchowitsch, Kiew

Mi, 13. April, Heinrich-Böll-Stiftung
Tschernobyl 25 – expeditionen
Atomkraft 25 Jahre nach Tschernobyl
Internationales Symposium mit
Mycle Schneider (internationaler Atom-
experte); Rebecca Harms (Die Grünen/EFA); 
Li Bo (Friends of the Nature, China, angefr.); 
Samai Jai-In (Sustainability Watch, Thailand, 
angefr.); Richard Jones (International Energy 
Agency, angefr.) 

Publikationen

Worldwatch Institute (Hrsg.)
In Zusammenarbeit mit der Heinrich-Böll-
Stiftung und Germanwatch
Zur Lage der Welt 2011 
Hunger im Überfluss: Neue Strategien gegen 
Unterernährung und Armut
oekom Verlag, 1. Auflage, München 2011
300 Seiten, Preis: v 19,90

Tim Jackson
Wohlstand ohne Wachstum
Leben u. Wirtschaften in einer endlichen Welt
Hrsg. von der Heinrich-Böll-Stiftung
oekom Verlag, 1. Auflage, München 2011
ca. 272 Seiten, Preis: v 22,95

Weitere Infos: www.boell.de / veranstaltungen
Heinrich-Böll-Stiftung, Schumannstraße 8, 
10117 Berlin
Fon 030-285 34-0, Fax 030-285 34-109
E-Mail info@boell.de Internet www.boell.de
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»Dagegen«? Nichts dagegen!
Mit polemischen Kampagnen versuchen CDU/CSU und FDP, uns Grüne als fortschrittsfeindliche »Dagegen-
Partei« zu stigmatisieren. Dem können wir selbstbewusst und gelassen begegnen.

Neulich bei Youtube: Ein Strichmännlein steht im Walde »ganz 
grün und dumm« und hat »vor lauter Protest eine Stein-
schleuder um«. Das Männlein soll ein typischer Grüner 
sein. Am Ende des Clips fügt es sich mit der Zwille 
selbst eine Beule zu. Verbrochen hat die 
ungelenke Neuversion 
von »Ein Männlein steht 
im Walde« die CSU. Das 
plumpe Video beweist: 
Zumindest im Niveau-
Limbo ist die Seeho-
fer-Partei noch immer 
spitze. 

Das Video 
zeigt aber 
auch: Die 
Angriffe von 
CDU/CSU und 
FDP auf uns 
gewinnen weiter 
an Schärfe. Wir Grüne 
haben dank harter 
Arbeit und überzeu-
gender Konzepte die 
Meinungsführerschaft 
in der Opposition übernommen 
– und sind damit zum Hauptgegner von 
Schwarz-Gelb geworden. Dennoch gibt es für 
uns jetzt keinerlei Grund, deren Spielchen mitzuspielen – getreu 
dem Motto: »Wer legt die Latte noch tiefer?« Vielmehr sollten wir 
mit Selbstbewusstsein und Gelassenheit auf die Polemik reagie-
ren.

Dagegen aus Tradition

Wir sind eine »Dagegen-Partei«? Ja, wir sind GEGEN falsche Poli-
tik! Und zwar schon lange! Unsere Wurzeln liegen im Protest der 
Umwelt-, Friedens- und Bürgerrechtsbewegung. Wir waren schon 
immer gegen Atomkraft, bürgerferne Klientelpolitik und sozialen 
Kahlschlag – und werden es auch weiterhin sein! Wir stehen konse-

quent zu unseren Werten und Positionen. Gerade deshalb besitzen 
wir die höchste Glaubwürdigkeit aller Parteien.

Außerdem ist es unser Job, dagegen zu sein: Opposition bedeu-
tet Widerspruch! Das Bild einer 

Dagegenpartei wurde von 
Schwarz-Gelb gezielt aufgebaut, 
um die Partei zu diskreditieren, 
die erfolgreich Widerstand 

gegen den Unsinn leistet, 
den diese Regierung tag-
täglich verzapft. Wir lassen 

uns von CDU/CSU und 
FDP keinen Maulkorb 
verpassen, weil wir ihre 

falsche Politik kritisieren. 
Was ist das eigentlich 
für ein Demokratie-

verständis?

Konstruktiv und 
fundiert

Lasst uns also diesen 
durchsichtigen Ver-

suchen aus dem 
schwarz-gelben 

Lager, berech-
tigte Kritik 

abzuwürgen, offensiv begegnen. Unsere Botschaft: Natürlich sind 
wir gegen die Politik von Schwarz-Gelb – so wie die Mehrheit der 
Menschen in diesem Land. Wir sind gegen Atomkraft, gegen Zwei-
klassenmedizin, gegen Lobbypolitik – genauso wie wir für Erneuer-
bare Energie, eine gerechte Gesundheitspolitik und Mindestlöhne 
sind. Dabei kämpfen wir mit fundierten Gegenkonzepten: »Ener-
gie 2050« oder »Stromnetze 2020« für 100 Prozent Erneuerbare, 
eine grüne Grundsicherung oder die Bürgerversicherung. Unser 
»Dagegen« hat also immer auch ein »Dafür«! Und deshalb können 
wir angesichts der Kampagnen gegen uns selbstbewusst sagen: 
Wir sind dagegen und dafür – denn uns geht es um richtige oder 
falsche Politik! (hb)

konstruktiv

»Ihr Grüne 
seid doch 
gegen alles!«



Wann ist ein Geldinstitut 
gut für Deutschland? 

Wenn es nicht nur dabei 
hilft, Geld zu sparen. 
Sondern auch Energie. 

Sparkassen fördern den Klimaschutz in allen Regionen 
Deutschlands. Mit Angeboten zur Energieberatung, zu nach-
haltigen Geldanlagen und fairer Finanzierung für umweltbewusstes 
Modernisieren und Bauen unterstützen wir unsere Kunden bei 
ihrem ganz persönlichen Beitrag zum Klimaschutz. Das ist gut für die 
Umwelt und gut für Deutschland. www.gut-fuer-deutschland.de

Sparkassen. Gut für Deutschland.

Sparkassen-Finanzgruppe

S

GfD Umwelt Schragstrich.indd   1 24.01.2011   9:53:44 Uhr
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In eigener Sache 

Zu den Anzeigen im schrägstrich 
04/2010 erreichte uns viel Leserpost. 
Hier ein exemplarisches Schreiben:
Die Auswahl der Werbekunden im schräg-
strich entsetzt mich. Deutsche Bahn und 
Bayer – darüber lässt sich sicher diskutie-
ren. Kein Verständnis habe ich jedoch, wo 
Anzeigenkunden Dinge bewerben, die wir 
als Grüne in unserer Programmatik ableh-
nen: wie bei der PKV und Audi. Die Krönung 
ist aber wohl, dass mich auf einer Anzeige 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
Dirk Niebel von der FDP anlächelt. Aus der 
Mitgliedschaft und dem Bekanntenkreis bin 
ich bereits mit Austrittswünschen aufgrund 
des schrägstrichs konfrontiert worden. Ich 
bitte Euch in den nächsten Ausgaben bei der 
Auswahl von Werbepartnern auf Verträglich-
keit mit grüner Programmatik und Glaubwür-
digkeit zu achten.
Ronald Wenke, Kreisgeschäftsführer Berlin-
Steglitz-Zehlendorf

Antwort des Bundesverbands:
Um die Kosten des schrägstrich zu 
decken, werden neben anderen Quellen 
etwa 50.000 Euro im Jahr über Anzeigen 
benötigt. Dafür haben wir eine Agentur 
engagiert, die mit nicht geringem Auf-
wand versucht, uns Kunden anzubieten. 
Die Vorstellung, wir hätten eine große 
Auswahl an Anzeigenkunden, ist nicht 
richtig. Dennoch lehnen wir Anzeigenkun-
den auch regelmäßig ab. Der Bundesfi-
nanzrat hat beraten, ob es grundsätzliche 
Ausschlusskriterien oder einen Negativka-
talog geben sollte. Es bestand aber Einig-
keit darüber, dass eine Negativliste nicht 
unsere Probleme löst (Wer sollte sie ent-
scheiden?) und dass wir jedenfalls keine 
Alkohol-, Tabak-, Atom- oder Rüstungs-
werbung zulassen wollen. Darüber hinaus 
gibt es keine Festlegungen – außer zum 
Verfahren (siehe Spenden-Codex: www.
gruene.de/spendencodex). Ich stimme 
aber mit dir überein, dass es verschiedene 

Einschätzungen gibt, was möglich ist und 
was nicht. Deine Vorstellung, die Anzei-
gen müssten mit dem grünen Politikideal 
übereinstimmen, verstehe ich, teile sie 
aber nicht. Denn dann wäre die Entschei-
dung klar: Wir verzichten auf Anzeigen-
einnahmen. Nur mit dem Begriff »Glaub-
würdigkeit« ist das Problem nicht zu 
lösen. Gerade wurde auf dem Parteitag 
in Freiburg ein Antrag mit großer Mehr-
heit abgelehnt, der die Möglichkeit von 
Anzeigenwerbung weiter einschränken 
sollte, als wir das schon tun. Allerdings 
haben wir vereinbart, hierüber weiter zu 
sprechen – was in diesem Jahr geschehen 
wird.
Dietmar Strehl, Bundesschatzmeister

Meinung gewünscht!
Wir freuen uns über Kommentare, Reakti-
onen, Anregungen. Kontakt zur Redaktion: 
schraegstrich@gruene.de Die Redaktion 
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen. 

 GRATIS

Anzeigen

Debatte



Passend ein Jahr 
nach der Ablehnung 
des ersten SWIFT-
Abkommens durch 
das EU-Parlament 
flammt die Debatte 
um die Politik der 

Inneren Sicherheit erneut auf: Auf eine par-
lamentarische Anfrage hin muss die EU-
Innenkommissarin Malmström eingestehen, 
dass offenbar doch auch innereuropäische 
Bankdaten an die US-Terrorfahnder weiter-
gegeben werden. Dass dies ausgeschlossen 
sein sollte, hatten Sozialdemokraten, Kon-
servative und Liberale noch im Sommer als 
Grund für ihre Zustimmung zum umstrit-
tenen Abkommen angegeben. Anfang des 
Jahres musste Malmström zudem vermel-
den, dass sich die Evaluation der europä-
ischen Vorratsdatenspeicherung erneut ver-
zögert, da noch immer keine ausreichenden 
Daten über deren Notwendigkeit aus den 
Mitgliedstaaten vorliegen. Und dann legt 
sie auch noch einen Vorschlag zur Erfas-
sung aller Flugpassagierdaten in der EU 
nach US-amerikanischem Vorbild vor. Und 
dass, obwohl das EU-Parlament bereits seit 
Monaten vergeblich auf eine stichhaltige 
Auswertung zur Notwendigkeit dieser hoch-
sensiblen Profildatenspeicherung drängt.

»Willkommen in 
Absurdistan? Nein, 
Realität in der EU-
Innenpolitik.«

Es ist offensichtlich: Die »liberale« Innen-
kommissarin hat sich das Motto »Angriff ist 
die beste Verteidigung« gegeben. Sie ver-
teidigt damit aber in erster Linie die hoch 
gegriffenen Forderungen der Innenminister 
und ihrer Chef-Ermittler. Deren Wunsch: Der 
Ausbau komplexer Überwachungssysteme 
in der EU, die Verarbeitung und Verknüp-
fung vorhandener Informationen und die 
Verschärfung von Sicherheitsmaßnahmen 

samt entsprechender Strafmaße. Was das 
letztendlich genau bedeutet, bleibt unklar. 
Oft genug allerdings fallen den Ministern 
bei der Begründung ihrer Forderungen nur 
leichtere Vergehen wie Stalking oder Urhe-
berrechtsverstöße ein. Und die Sicherheits-
experten in der EU-Kommission arbeiten 
schon jetzt an einem Programm, das aus 
reinen Alltagsinformationen herausfiltern 
können soll, ob ein Mensch potenziell radi-
kal ist – auch an Hand der Wahl seines 
Verkehrsmittels, seiner Bewegungen und 
dessen, was er isst. Willkommen in Absurdi-
stan? Nein, Realität in der EU-Innenpolitik.

Als Mitglied im Innenausschuss des EU-
Parlaments dränge ich nun seit gut einein-
halb Jahren darauf: Endlich weg von der 
hochtechnologisierten und teuren General-
überwachung aller BürgerInnen und hin zu 
Gefahrenprävention und Strafverfolgung 
bei konkretem Tatverdacht im Einzelfall. 
Dazu braucht es mehr als nur klassisches 
Sicherheitsdenken aus Polizeisicht. Dazu 
braucht es Soziologie, Psychologie und 
Kriminalwissenschaft sowie eine bessere 
Ausstattung und Ausbildung der Polizei. 
Das alles kommt in der EU-Innenpolitik 
allerdings immer noch viel zu kurz. Ebenso 
wie die Ausgestaltung gemeinsamer Stan-
dards zum Schutz der Grundrechte. Gemein-
sam mit der EU-Justizkommissarin Reding 
arbeite ich derzeit an einem übergrei-
fenden Abkommen mit den USA für den 
Datenschutz im Polizei- und Justizbereich. 
Es soll verbindliche Mindeststandards für 
die einzelnen Datenaustauschabkommen 
wie etwa SWIFT festlegen. Damit wollen 
wir als Grüne einen positiven ersten Schritt 
machen, damit die Bürgerrechte in der EU 
und weltweit nicht zum Steinbruch ver-
kommen. Es wird viel Überzeugungsarbeit 
kosten.

Jan Philipp Albrecht ist Mitglied im Innen- 
und Rechtsausschuss für die Fraktion Die 
Grünen/EFA.

EU-Innenpolitik auf 
Konfrontationskurs

Europagruppe GRÜNE | Europäisches Parlament | ASP 08G306 | Rue Wiertz 60 | B-1000 Brüssel | www.gruene-europa.de | info@gruene-europa.de 
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Jan Philipp Albrecht
Im Zuge der Strafrechtsharmonisierung lei-
stet die Richtlinie zum Recht auf Belehrung 
in Strafverfahren einen wichtigen Beitrag 
für die Rechtssicherheit europäischer Bür-
gerInnen. Eine verdächtige oder angeklagte 
Person muss verständlich auf ihre Rechte 
aufmerksam gemacht werden. Meine für den 
Justizausschuss entworfene Stellungnahme 
wurde im Januar einstimmig verabschiedet. 
Nun kommt es in den Verhandlungen mit 
Innenausschuss und Rat darauf an, dass wir 
ein starkes Gesetz bekommen, in dem Stan-
dards gemäß der EU-Charta für Menschen-
rechte erkennbar und nicht von nationalen 
Sonderregelungen aufgeweicht sind. 
www.janalbrecht.eu

Franziska Brantner
Die Debatte um eine gesetzliche Frauenquote 
ist endlich auf europäischer Ebene angekom-
men. Während die für Justiz und Inneres 
zuständige Kommissarin Reding zögert und 
den Unternehmen bis Ende 2011 Zeit für eine 
Quoteneinführung auf freiwilliger Basis lässt, 
kündigte Binnenmarkt-Kommissar Barnier 
einen Vorschlag für April an, Zahlen nannte er 
aber nicht. Dafür ließ die Kommission verlau-
ten: Erstmals arbeiten mehr Frauen als Män-
ner in der Behörde, exakt 52,1 Prozent.
www.franziska-brantner.eu

Reinhard Bütikofer
Exportbedingungen für Güter mit zivilem und 
militärischem Verwendungszweck (Dual Use) 
bleiben in der EU umstritten. Die Grünen kön-
nen dabei in den Abstimmungen des Vertei-
digungs- und des Handelsausschusses Erfolge 
vermelden: Gegen konservativen Widerstand 
wurde eine Überprüfung der Waren mit mög-
lichem militärischen Nutzen vor dem Export 
durchgesetzt. Auch Versuche, Ausfuhren die-
ser Güter in Staaten zu erlauben, die keine 
internationalen Abkommen zu Massenver-
nichtungswaffen unterzeichnet haben (wie 
Israel und Indien), konnten wir unterbinden. 
Das EP muss jetzt im Trilog mit Rat und Kom-
mission eine gemeinsame Linie aushandeln.
www.reinhardbuetikofer.eu

von Jan Philipp Albrecht MdEP
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Europagruppe GRÜNE Michael Cramer
Im EU-Verkehrssektor werden die umwelt-
schädlichen Verkehrsträger bevorteilt, so dass 
es effiziente und damit umweltfreundliche 
Lösungen schwer haben. Allein die Befreiung 
des Luftverkehrs von der Kerosin- und (inter-
national) von der Mehrwertsteuer summiert 
sich auf jährlich 30 Milliarden Euro. Deshalb 
hat das Europäische Parlament in seiner Reak-
tion auf den Bericht zur EU-Wettbewerbspolitik 
2009 gefordert, »gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen [...] für die verschiedenen Verkehrs-
träger [...] zu gewährleisten«. Das heißt min-
destens: Gleiche Steuerregeln und Passagier-
rechte sowie Anrechnung der externen Kosten.
www.michael-cramer.eu

Sven Giegold
Mit starker Grüner Unterstützung wurden 
2010 drei europäische Finanzaufsichtsbe-
hörden geschaffen. Nun müssen die Chef-
posten besetzt werden. Die nationalen 
Aufsichtsbehörden haben dafür drei Kandi-
daten aus der zweiten Reihe bestimmt. Nach 
einer Anhörung im Ausschuss für Wirtschaft 
und Währung habe ich nachgehakt, ob die 
Kandidaten Lobby-Kontakte offenlegen wol-
len. Unser Erfolg: Alle Kandidaten verpflich-
ten sich, zu veröffentlichen, mit welchen 
Interessenvertretern sie sich treffen und 
worüber gesprochen wurde. Details auf: 
www.sven-giegold.de

Gerald Häfner
In Europa steigen Arzneimittel- und Kran-
kenversicherungskosten mit Unterstützung 
der Kommission. Seit 14 Jahren verweigert 
sie einem kleinen deutschen Hersteller von 
Inhaliergeräten für Asthmatiker den Marktzu-
gang, obwohl seine Geräte besser und kosten-
günstiger sind als die der Konkurrenz. Ihr Ein-
satz würde Kranken und Kassen mehrstellige 
Millionensummen ersparen. Auf meine Initia-
tive im Petitionsausschuss hin hat das Euro-
paparlament der Kommission dafür einen 
Rüffel erteilt. Sie darf die Entscheidung nicht 
länger verschleppen und muss auch kleinen 
Herstellern zu ihrem Recht verhelfen.
gerald.haefner@europarl.europa.eu

Rebecca Harms
Auch wenn Ägypten und die Eurokrise das 
Treffen der Staats- und Regierungschefs im 
Februar prägten – ursprünglich war es als 
Sondergipfel zur gemeinsamen Energiepo-
litik geplant. Deutlich wurde hier vor allem 
der Stillstand: Die Attacken auf nationale 
Fördermechanismen für Erneuerbare Ener-
gien konnten zwar abgewehrt werden, 
die Regierungen waren aber erneut nicht 
bereit, für verbindliche Energieeffizienz-
Ziele zu sorgen. Schon jetzt zeichnet sich 
ab, dass die EU ihr Ziel, den Energiever-
brauch bis 2020 um 20 Prozent zu reduzie-
ren, weit verfehlen wird.
www.rebecca-harms.de

Das Thema »Roh-
stoffe« ist zurzeit in 
der Industriepolitik 
absolut zentral. Das 
gilt für Massenroh-
stoffe wie Eisen oder 
High-Tech Rohstoffe 

wie »Seltene Erden«. Letztere kannte vor 
einem halben Jahr noch kaum jemand. 
Aber inzwischen spricht sich herum: Für die 
nötige industrielle Revolution sind wir von 
»Seltenen Erden« stark abhängig. Wer hier 
abgeschlagen wird, hat im Innovationswett-
lauf insgesamt sehr schlechte Karten.

»Seltene Erden« begegnen uns unerkannt 
überall im alltäglichen Leben. Sie sind vor-
handen in Computern und Handys, aber 
auch in Elektro-Fahrzeugen, LED-Lampen 
und Windrädern. Diese Branchen wachsen 
rasant, womit auch der Bedarf an »Seltenen 
Erden«, wie Neodym oder Dysprosium 
steigt. Gleichzeitig wird das Angebot knap-
per. Derzeit besitzt China fast ein Monopol 
bei der Förderung und Verarbeitung dieser 
Rohstoffe: Mehr als 95 Prozent des Weltver-
brauchs stammen aus dem Reich der Mitte. 
China hat nun angefangen, den Export zu 
begrenzen und zu verteuern. Andere wich-
tige Rohstoffe, wie zum Beispiel Indium 
oder Gallium, werden in Zukunft auch kri-
tischer werden. 

In diesem Rahmen will die Europäische 
Kommission eine aktualisierte Rohstoffstra-
tegie veröffentlichen. Mit der tut sie sich 
aber schwer. Wegen interner Uneinigkeit 
wurde die Veröffentlichung schon drei Mal 
verschoben. Anstatt Anfang November kam 
die Strategie jetzt erst Anfang Februar raus. 
Wenn man die endgültige Version aber mit 
den ersten internen Entwürfen vergleicht, 
so sieht man, dass die ursprüngliche Prio-
rität der Sicherung knapper industrieller 
Ressourcen, insbesondere der wichtigen 
seltenen Erden, verwässert wurde. Heraus-
gekommen ist ein Gemischtwarenladen von 
halben Sachen.

Allerdings ist positiv zu erwähnen, dass der 
ursprünglich von Industriekommissar Tajani 

vorgeschlagene Konfrontationskurs gegen-
über rohstoffreichen Ländern gedämpft 
wurde. Die neue, kooperativere Linie wird 
vor allem durch den Verzicht auf den 
ursprünglichen Vorschlag, das System der 
Handelspräferenzen zu suspendieren, um 
gegen Länder mit Exportbeschränkungen 
Druck aufzubauen, deutlich. Aber ein kon-
kretes Kooperationsangebot gegenüber 
China wird nicht gebracht. Für wirkliche 
Win-Win-Projekte fehlt der Kommission das 
Verständnis. 

»Die Rohstoff-
strategie der EU-
Kommission: Ein 
Gemischtwaren-
laden von halben 
Sachen.«

Große Kritik habe ich in puncto Recycling. 
Auch wenn jetzt etwas stärker auf Recycling 
gesetzt wird, so wird Recycling von »Sel-
tenen Erden« gar nicht thematisiert. Genau 
auf diesen Aspekt habe ich einen großen 
Fokus gelegt und deswegen eine Studie 
beim Öko-Institut in Auftrag gegeben (rein-
hardbuetikofer.eu). Zentrale Ansätze, wie 
die Einrichtung eines Europäischen Kom-
petenzzentrums zu Seltenen Erden, welches 
relevante Akteure in diesen Bereich an 
einen Tisch bringen soll, werden von der 
Kommission gar nicht aufgegriffen. Auch 
der Bereich Forschung und Entwicklung 
beim Recycling von kritischen Rohstoffen 
wird unterbeleuchtet, obwohl andere Län-
der, wie zum Beispiel Japan, hier Akzente 
setzen.

Ich sehe in den Defiziten der Kommission 
eine Chance für Grün: Grüne Industriepoli-
tik entwickeln und populär machen, dafür 
stehen die Sterne nicht schlecht.

Reinhard Bütikofer ist stellvetretender Vor-
sitzender der Fraktion Die Grünen/EFA und 
Berichterstatter des Parlaments für die euro-
päische Rohstoffstrategie.

»Seltene Erden«:  
Zentral für Grüne Industriepolitik

von Reinhard Bütikofer MdEP
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Martin Häusling
Seit Anfang Februar liegt der Entwurf eines 
Berichtes »Die GAP bis 2020« vor. Die Grü-
nen setzen sich für einen grundsätzlichen 
Wandel in der Gemeinsamen Agrarpolitik 
ein: eine Qualifizierung in der ersten Säule 
sowie die Stärkung der ländlichen Regionen. 
Die GAP-Reform muss dazu beitragen, dass 
Produktion und Absatz verstärkt auf regio-
nalen Ebenen stattfinden. Darüber hinaus 
müssen Erzeuger und Verbraucher gestärkt 
sowie die Marktmacht des Einzelhandels 
begrenzt werden. Wichtig ist außerdem eine 
eigene Eiweißstrategie für Europa, auch um 
Soja-Importe aus Drittstaaten zu reduzieren.
www.martin-haeusling.eu

Ska Keller
Die EU-Kommission will die Verhandlungen 
zum Freihandelsabkommen mit Indien die-
sen Frühling abschließen. Die Grünen haben 
aber schwerwiegende Bedenken gegen das 
Abkommen. Indien stellt momentan ca. 80 
Prozent der Generika her, die in Entwick-
lungsländern für die Bekämpfung von HIV/
AIDS verwendet werden. Die EU will einen 
stärkeren Patentschutz im Abkommen veran-
kern, der diese Produktion erschweren und 
die Medikamente drastisch verteuern würde. 
In mehreren Veranstaltungen, Anfragen und 
Briefen an die Kommission habe ich diese 
und weitere Bedenken vorgebracht.
www.skakeller.de

Barbara Lochbihler
Die Hinrichtung der niederländisch-ira-
nischen Staatsbürgerin Zahra Bahrami am 
29. Januar zeigt wieder die schwierige Men-
schenrechtssituation im Iran. Die 46-jährige 
war gefoltert worden, um ein Geständnis für 
eine Anklage im Drogen-Zusammenhang 
zu erzwingen. Von ihrer Hinrichtung wusste 
nicht einmal ihr Anwalt – eine Verletzung 
internationaler Menschenrechtsverträge. 
Im September 2010 hatte das Europaparla-
ment die Freilassung von Bahrami gefordert. 
Nach unseren Informationen wurden allein 
im Januar 66 Menschen in Iran hingerichtet.
www.barbara-lochbihler.de
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Das Jahr hat mit 
einer Despotendäm-
merung in der ara-
bischen Welt begon-
nen. Wie nie zuvor 
in der Geschichte 
begehren die Men-

schen gegen die korrupten und autoritären 
Regime auf. Wahrhaft historische Ereig-
nisse vor Europas Haustür. Und wo sind wir 
Europäerinnen und Europäer? Während die 
arabische Straße Tatsachen schafft, verste-
cken sich Europas Spitzendiplomaten, allen 
voran die EU-Außenbeauftragte Ashton, 
hinter vagen Deklarationen.

Ein Grund für diesen Kleinmut liegt in der 
Politik der letzten Jahrzehnte gegenüber 
Nordafrika. Die EU und ihre Einzelstaaten 
haben sich zum Komplizen der arabischen 
Despoten gemacht, in dem Irrglauben 
damit Stabilität zu fördern und Islamismus 
zu bekämpfen. Nicht lange ist es her, dass 
Außenminister Westerwelle Mubarak als 
»einen Mann enormer Erfahrung, großer 
Weisheit, der die Zukunft fest im Blick hat« 
bezeichnete, oder dass Frankreichs Außen-
ministerin Alliot-Marie dem tunesischen Ex-
Diktator Ben Ali Polizeihilfe zur Niederschla-
gung der Proteste anbot. Gleichzeitig haben 
sich die Europäer in ihren Sonntagsreden 
stets zum Oberlehrer in Sachen Demokra-
tie und Menschenrechte aufgespielt. Diese 
unerträgliche Doppelmoral wurde nun auf 
schonungslose Weise offengelegt.

»Die Europäische 
Union hat sich zum 
Komplizen der ara-
bischen Despoten 
gemacht.«

Aus dieser politischen und moralischen Sack-
gasse kommt Europa nur mit einem radikalen 
Kurswechsel heraus. Die EU muss ihre millio-
nenschweren Finanzhilfen an die Region jetzt 
umleiten. In Tunesien beispielsweise muss der 
Aufbau demokratischer Staatsstrukturen, der 

Zivilgesellschaft und freier Medien unterstützt 
werden. Die EU muss den Transformationspro-
zess zudem mit ihrer Expertise und Erfahrung 
aktiv unterstützen.

Es muss aber auch damit begonnen werden, 
Europas Mittelmeerpolitik grundsätzlich zu 
überprüfen. Die EU hat gegenüber Nordafrika 
einseitig auf wirtschaftliche Öffnung gesetzt. 
Wir Grüne haben im Europaparlament stets 
gefordert, dass ökonomische mit politischer 
Öffnung einhergehen muss, dass gesellschaft-
liche Teilhabe, Frauenrechte und menschen-
rechtliche Mindeststandards Voraussetzung 
für eine nachhaltige Entwicklung sind. Sozial-
demokraten und Konservative im Europapar-
lament wollten dies ebenso wenig hören wie 
die nationalen Regierungen.

Was auf die Herrschaft der alten Männer 
folgt, ist offen. Wer die Sorge hat, die Isla-
misten könnten Nordafrika übernehmen, 
muss jetzt entschlossen die freiheitsliebenden 
Kräfte fördern. Jungen Frauen kommt dabei 
eine besondere Bedeutung zu. Sie wissen 
genau, dass sich jetzt ihr Schicksal zwischen 
Burka und Beruf entscheidet. Zu einem Neu-
anfang gehört auch, zunächst reinen Tisch zu 
machen. So steht beispielsweise der Vorwurf 
im Raum, Familie und Umfeld von Tunesiens 
Ex-Diktator Ben Ali hätten unmittelbar von 
EU-Geldern profitiert. Will die EU ihre Glaub-
würdigkeit zurückgewinnen, muss diese Frage 
aufgeklärt werden. Die Grüne Europafraktion 
hat daher bereits eine parlamentarische Auf-
arbeitung beantragt.

Dies hätte die Krise der Catherine Ashton 
werden können. Unbelastet von Europas Feh-
lern der Vergangenheit hätte sie sich frühzei-
tig und mit konkreten Initiativen an die Seite 
der Menschen in der arabischen Welt stellen 
können. Sie hat diese Chance einmal mehr 
kläglich vertan. Umso wichtiger ist jetzt, dass 
Ashton aus ihrer Schockstarre herauskommt - 
denn die Europäische Union könnte mehr als 
jeder andere den demokratischen Wandel vor 
unserer Haustür unterstützen.
Franziska Brantner ist Sprecherin der Frak-
tion Die Grünen/EFA im Auswärtigen Aus-
schuss.

Europa muss demokratischen 
Wandel in Nordafrika unterstützen

von Franziska Brantner MdEP



Heide Rühle
Die EU-Kommission strebt eine Moderni-
sierung der EU-Vergaberegeln an und ver-
öffentlichte dazu Ende Januar ein Grün-
buch. Das derzeitige Vergaberecht ist unü-
bersichtlich und unflexibel, und auch die 
Rechtssicherheit lässt zu wünschen übrig, 
was insbesondere kleinere Kommunen, 
kleinere und mittlere Unternehmen und 
auch Erbringer von Diensten von allge-
meinem Interesse vor Probleme stellt. Das 
Europaparlament kritisierte diese Mängel 
bereits im Juni 2010 im »Rühle-Bericht«. 
Alle interessierten Parteien können bis zum 
18. April Stellung nehmen. Mehr dazu:
www.heide-ruehle.de

Elisabeth Schroedter
Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist als ein-
ziger Indikator für Wohlstand unzureichend. 
Es misst weder Nachhaltigkeit noch soziale 
Integration. Die EU-Kommission hat mit 
einer Mitteilung ein Umdenken eingeleitet. 
Wir Grüne wollen, dass Wohlstand neu defi-
niert wird und haben eine Studie zu sozi-
alen Indikatoren zur Ergänzung des BIP in 
Auftrag gegeben. Wir arbeiten mit der Bun-
destagsfraktion zusammen, die mit der SPD 
eine Enquête-Kommission für andere Fort-
schritts-Indikatoren eingerichtet hat.
www.elisabeth-schroedter.de

Werner Schulz
Anlässlich des Besuchs von Ministerpräsi-
dent Wladimir Putin und einer russischen 
Regierungsdelegation bei der EU-Kommis-
sion in Brüssel hat Werner Schulz Kommis-
sionspräsident Barroso nachdrücklich gebe-
ten, bei seinen Gesprächen mit Putin trans-
parente und freie Dumawahlen in diesem 
Jahr einzufordern. Barroso solle auch auf 
eine Wahlbeobachtung durch OSZE und 
EU bestehen, um zu gewährleisten, dass 
die demokratische Opposition nicht behin-
dert wird.
www.werner-schulz-europa.eu

Helga Trüpel
Die Debatte um das ungarische Medien-
gesetz geht weiter: Kommissarin Kroes hin-
terfragt weder die unverhältnismäßigen 
Sanktionen, noch den fehlenden Schutz 
der Privatsphäre, der Geschäftsgeheimnisse 
oder den Schutz journalistischer Quellen. 
Sie beschränkt sich auf technische Fragen 
und untergräbt ihre eigenen Kompetenzen. 
Die Grünen fordern die Kommission auf, die 
ungarische Regierung auf die Konformität 
des ungarischen Mediengesetzes mit EU-
Recht und internationalem Recht zu drän-
gen. Zudem muss die Mitsprache der Zivil-
gesellschaft bei Gesetzesinitiativen, die die 
Grundrechte wie Presse- und Meinungsfrei-
heit umfassen, garantiert werden.
www.helgatruepel.de

Verantwortlich Europaseiten: Paul Maximilian Alex
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Die Europäische Agen-
tur für die Außengren-
zen, Frontex, ist seit 
ihrer Gründung 2005 
stark gewachsen: Das 
Budget wurde von 
anfangs 6,3 Millionen 

Euro auf 87 Millionen erhöht und auch das 
Personal stetig aufgestockt. Im November 
letzten Jahres hatte auch die schnelle Ein-
greiftruppe von Frontex, RABIT (Rapid Border 
Intervention Teams) genannt, ihren ersten 
Einsatz, nachdem Griechenland um Hilfe 
gebeten hatte. All dies zeigt ziemlich deut-
lich, wie wichtig ein funktionierendes und 
haltbares Mandat für die Europäische Grenz-
schutzagentur ist. Im Europäischen Parlament 
arbeiten wir derzeit an der Erneuerung des 
Frontex-Mandates.

Ein großes Problem der Arbeit der Agentur 
ist, dass die Verantwortlichkeiten immer 
noch nicht geklärt sind. Frontex hat einen 
großen Autonomisierungsgrad gegenüber 
den Mitgliedstaaten. So können einzelne 
Aktionen, wie beispielsweise Rückführungs-
aktionen, mit eigenen Flugzeugen durch-
geführt werden. In vielen Punkten ist es 
dadurch schwer, direkt Verantwortung zuzu-
weisen, da, gerade wenn Probleme auftau-
chen, sowohl Frontex als auch die Mitglied-
staaten jegliche Verantwortung von sich 
weisen. Der Grenzschutz unterliegt zwar 
den einzelnen Mitgliedstaaten, Frontex 
wird aber als unabhängige Agentur dazu 
benutzt, als »Abwehrschirm« aufzutreten, 
um die Grenzsicherheit aufrechtzuerhal-
ten. Deswegen kämpfen wir im Parlament 
schon lange darum, eindeutige Verantwort-
lichkeiten festzulegen.

Diese vermischten Verantwortlichkeiten stel-
len auch bei Menschenrechtsverletzungen 
häufig ein Problem dar. Aus diesem Grund 
setzten wir Grüne uns bei den jetzigen Ver-
handlungen im Europäischen Parlament 
dafür ein, dass die Menschenrechte einen 
nicht zu übersehenden Platz im Mandat 
einnehmen. Dazu gehört auch, dass die 
Einsatzkräfte in Bezug auf Menschenrechte 

geschult und die Einsätze auch mit Blick auf 
die Einhaltung der Menschenrechte evaluiert 
werden. Schließlich gab es in der Vergangen-
heit mehrere Berichte von Menschenrechts-
verletzungen, wie im Juni 2009, als ein Boot 
mit 75 MigrantInnen an Bord aus interna-
tionalen Gewässern an das libysche Militär 
übergeben wurde. Bei den Menschenrechten 
darf es keine Schlupflöcher und Grauzonen 
geben, sie müssen allgemeingültig sein!

»Frontex braucht 
eine starke par-
lamentarische 
Kontrolle.«

Erst nach den Beratungen im Europäischen 
Parlament wurde dem Mandat die Möglich-
keit hinzugefügt, persönliche Daten zu ver-
arbeiten. Diese Möglichkeit sollte auf jeden 
Fall so weit wie möglich beschränkt werden. 
Auf jeden Fall muss aus dem Mandat klar 
hervorgehen, dass alle Regeln des Daten-
schutzes gewahrt bleiben.

Außerdem sollte Frontex nicht mit der 
Organisation von gemeinsamen Rückfüh-
rungsflügen betraut werden. Gemeinsame 
Rückführungsflüge sind stigmatisierend. 
Wir setzen uns dafür ein, dass die Möglich-
keiten für eine freiwillige Rückkehr gestärkt 
werden. Teilweise möchten Menschen wie-
der in ihre Heimat zurück, die momentane 
Gesetzeslage macht es aber für irreguläre 
Migranten sehr schwierig, dies zu tun, ohne 
rechtliche Schwierigkeiten fürchten zu müs-
sen. Gleichzeitig ist es wichtig zu verfolgen, 
was mit den Menschen passiert ist, die zur 
Rückkehr gezwungen wurden.

Insgesamt muss die Kontrolle von Frontex 
erhöht werden und das Europäische Par-
lament sollte, als demokratisch gewählte 
Volksvertretung, einen wichtigen Platz bei 
dieser Kontrolle einnehmen.

Ska Keller ist Mitglied im Entwicklungsaus-
schuss für die Fraktion Die Grünen/EFA.

Frontex: Grundrechte müssen 
gewahrt werden!

von Ska Keller MdEP
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Lektüretipp für Frau Schröder
Kurz vor dem 100sten Geburtstag des Internationalen Frauentages am 8. März erschien das Gutachten zum Gleich-
stellungsbericht der Bundesregierung. Es fordert tiefgreifende strukturelle Änderungen, die größtenteils von den 
Grünen diktiert sein könnten. Kein Wunder, dass Bundesfrauenministerin Kristina Schröder bei der Übergabe an ihr 
Ministerium »verhindert« war.

Eigenständige soziale Sicherung statt beitragsfreier Mitversiche-
rung in der Krankenkasse, Abschaffung der Lohnsteuerklasse V, 
Individualbesteuerung statt Ehegattensplitting, Abschaffung der 
Minijobs, Einführung eines Mindestlohns: Was sich liest wie das 
frauenpolitische Programm der Grünen, sind Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission für den »Ersten Gleichstellungsbe-
richts der Bundesregierung« – einer schwarz-gelben Bundesregie-
rung wohlgemerkt. Professorin Ute Klammer, Vorsitzende der Kom-
mission, bekräftigt: »Es ist absolut notwendig, diese Punkte anzu-
gehen. Dazu gibt es keine Alternativen!« Weil es noch immer viele 
Anreize für die traditionelle Rollenverteilung gebe, sei es für Paare 
auf den ersten Blick durchaus sinnvoll, sich dafür zu entscheiden, so 
Klammer: »Aber bei einer Trennung entstehen langfristig enorme 
Kosten, für die Frauen und die Gesellschaft.« Ihr geht es aber nicht 
nur um gleichstellungspolitische Ideale: »Wir betreiben eine riesige 

gesamtgesellschaftliche Verschwendung von Qualifikationen, weil 
wir die Fachkräfte vor der Tür haben und sie nicht nutzen.«

Was die Umsetzung der Empfehlungen angeht, ist Klammer 
vorsichtig optimistisch, dass zumindest die beitragsfreie Mit-
versicherung und das Ehegattensplitting auf »Sorgephasen«, 
in denen Menschen sich um Kinder kümmern oder Angehörige 
pflegen, beschränkt werden. Claudia Pinl, Publizistin und Buch-
autorin, ist da eher skeptisch: »Es wäre eine Revolution, wenn 
die Forderungen verwirklicht würden.« Selbst unter einer ande-
ren Regierungskonstellation kann sie sich das nur schwer vorstel-
len: »Gegen den Versuch von Rot-Grün, das Ehegattensplitting 
zu kappen, sind die SPD-Männer schließlich damals Sturm gelau-
fen.« Die meisten männlichen Bundestagsabgeordneten lebten 
in traditionellen Familienkonstellationen, so Pinl: »Die konser-
vative Familienideologie reicht letztlich bis in rot-grüne Kreise 
hinein.«

Selbstverpflichtung hat nichts gebracht

Der Gleichstellungsbericht fordert auch eine »Geschlechter-
quote« für Aufsichtsräte. Für Führungspositionen sollte eine 
Quote zumindest geprüft werden, heißt es. Vom Vorhaben der 
Bundesfrauenministerin Kristina Schröder, 2013 eine gesetz-
liche Pflicht zur Selbstverpflichtung einzuführen, hält Klammer 
dagegen wenig: »Wir haben seit 2001 eine Selbstverpflichtung 
der Wirtschaft und die hat nichts gebracht!« Die einzigen Fort-
schritte seitdem seien mehr »potenziell« familienfreundliche 
Angebote wie flexiblere Arbeitszeiten. Und die würden häufig 
konterkariert durch die »Verfügbarkeitskultur«, die vor allem in 
Führungspositionen erwartet werde: »Wer per iPhone und Black-
berry immer erreichbar sein muss, hat keine Privatsphäre mehr«, 

Frauen
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so Klammer. Gerade für die Karriere von 
Frauen sei das negativ: »Sie können oder 
wollen nicht in dem Maße verfügbar sein 
oder ihnen wird das unterstellt.«

»Aufgesetzt« findet dagegen Claudia 
Pinl die aktuelle Quotendiskussion. In 
den 1980ern, als sie in der Grünen-Bun-
destagsfraktion gearbeitet hat, hat sie 
noch vehement für die Quote gestritten: 
»Damals wollten wir eigentlich das ganze 
Leben durchquotieren.« Heute sieht sie 
das anders: »Ich habe nichts gegen die 
Quote, aber die Prioritäten werden falsch 
gesetzt.« Zuerst müssten Strukturen wie 
das Ehegattensplitting, Minijobs und Lohn- 
ungleichheit weggeräumt werden statt 
wenige Frauen in Toppositionen zu hieven. 
Viele junge postfeministisch geprägte 
Frauen halten die Quote sogar grundsätz-
lich für ein überkommenes Relikt. Sie sind 
davon überzeugt, die Welt stehe ihnen 
aufgrund eigener Leistung offen. »Ein Feh-
ler, der irgendwann teuer bezahlt wird – 
spätestens wenn ein Kind kommt«, glaubt 
die Studentin Katrin Rönicke. Sie selbst ist 
auch aufgrund der Quote in verschiedene 
Ämter bei der Grünen Jugend gekommen, 
»für die ich sonst wahrscheinlich nicht 
kandidiert hätte.« Aber die Quote sorge 
auch dafür, dass man ermuntert werde. 
»Durch die Verantwortung, die man dann 

hat, wächst das Selbstbewusstsein und 
das nächste Mal traut man sich eher 
etwas zu«, sagt Rönicke.

Gleichstellung braucht persönliche und 
strukturelle Veränderungen

Glaubt man Bascha Mika, Journalistin 
und ehemalige Chefredakteurin der »taz«, 
ist nicht nur mangelndes Selbstvertrauen 
in das eigene Können eine große Hürde 
für Frauen. In ihrem neuen Buch »Die 
Feigheit der Frauen« wirft sie Frauen vor, 
dem nicht treu zu bleiben, was sie nach 
außen verkünden, und sich aus Feigheit 
und Bequemlichkeit in »Komfortzonen« 
zurückzuziehen, wenn sie die vermeintlich 
große Liebe gefunden haben. Eine – wenn 
auch polemische – notwendige Provoka-
tion, um den Blick auch auf das Persön-
liche zu richten, sagt Pinl: »Gleichstellung 
ist deshalb so schwer zu verwirklichen, 
weil die Strukturen, die auf Frauen Druck 
ausüben, und die persönliche Neigung, 
sich in der Komfortzone einzurichten, so 
wunderbar ineinander greifen. Deshalb 
muss sich auf beiden Ebenen, der struktu-
rell-politisch und der persönlichen, etwas 
ändern.« (mb)

Weitere Informationen: 
www.gleichstellungsbericht.de

© schrägstrich | heft 1/2011

Von Astrid Rothe-Beinlich

Im Mai 1986 hat der Grüne Bundespar-
teitag das Frauenstatut zum universalen 
Bestandteil unserer Satzung gemacht. 
Die darin manifestierte Mindestquotie-
rung zeigt, dass wir es ernst meinen mit 
der Gleichstellung – auch in unseren eige-
nen Strukturen. Der Erfolg gab und gibt 
uns recht: In keiner anderen Partei gestal-
ten so viele Frauen aktiv Politik auf allen 
Ebenen mit. In der aktuellen Debatte um 
Frauenquoten in der Wirtschaft sind wir 
deshalb am glaubwürdigsten.

Aber: Eine Quote alleine macht die Welt 
und auch uns nicht zwingend besser. Tra-
dierte Rollenbilder und diskriminierende 
Strukturen sind nach wie vor spürbar und 
stehen echter Gleichberechtigung und 
somit einer demokratischen Gesellschaft 
im Weg. Unsere Quote ist mehr als eine 
formale Vorschrift, sie ist das Versprechen, 
dass wir für solidarisch geteilte Macht und 
Verantwortung stehen. Leider ist das mit-
unter auch in grünen Fraktionen und Gre-
mien nicht selbstverständlich. Wir müssen 
Frauen ermutigen, sich zu engagieren und 
Führungspositionen zu übernehmen. Und 
wir müssen Rahmenbedingungen bie-
ten, die Engagement von Frauen fördern. 
Überall dort, wo die Quote nicht greift 
oder übergangen wird, herrscht schnell 
wieder Männerdominanz und gerade auf 
kommunaler Ebene ist es schwer, Frauen 
zu gewinnen. Das muss für uns Ansporn 
sein, über unsere Strukturen, Unterstüt-
zungsangebote, die Gesprächs- und Sit-
zungskultur nachzudenken. Fakt ist: Wir 
brauchen Mentoring und Frauenförde-
rung, aber auch gelebte Emanzipation von 
Frauen und Männern, denen Geschlechter-
demokratie am Herzen liegt. Die Quote ist 
gewiss nicht charmant, aber effektiv. Die 
Verantwortung, für umfassende Gleich-
berechtigung auch jenseits der Quote zu 
streiten, liegt bei uns. 

Astrid Rothe-Beinlich 
ist Frauenpolitische 
Sprecherin im Bundes-
vorstand von BÜND-
NIS 90/Die Grünen.

25 Jahre grüne Quote

Ein Grund zum Feiern – kein 

Grund zur Selbstzufriedenheit!

Zum 100-jährigen Jubiläum des Internationalen Frauentags haben BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Broschüre »Die Hälfte der Macht den Frauen« herausgegeben. Sie doku-
mentiert Meilensteine der Frauenbewegung und der Grünen Frauengeschichte. 
Bestellung über den öffentlichen Online-Shop: 09shop.gruene.de
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Langzeitfolgen erst jetzt sichtbar
In der Region Polissja rund um die einst blühende ukrainische Kleinstadt Tschernobyl scheint die Zukunft ausge-
schlossen auf unvorstellbare Zeit. Seit einem Vierteljahrhundert findet hier nur der überwachte Verfall statt. 

Von Rebecca Harms und Walter Mossmann

Die Sperrzone, die nach dem Reaktorunfall im Block 4 des Kern-
kraftwerks mit einem Radius von 30 Kilometern errichtet wurde, 
wirkt verlassen. Die wenigen Menschen, die hier leben, sind alt 
und haben Angst zu sterben, ohne dass jemand es merkt. Die 
historische Stadt Tschernobyl ist weitgehend verwaist, die Ruine 
der Nachbarstadt Prypjat menschenleer, das Landschaftsbild 
gleicht teilweise dem eines riesigen Gräberfelds. 300 Dörfer 
in der einst reichen Kulturlandschaft wurden nach dem Unfall 
geräumt, 100 weitere wegen zu hoher Strahlenwerte unterge-
pflügt. Etwa 350.000 Menschen sind nach der Katastrophe eva-
kuiert worden.

Noch 300 Jahre isoliert

Der Sarkophag, der die Reste des havarierten Block 4 des Kern-
kraftwerks einschließt, ist undicht und nicht mehr stabil. Der mit 
800 Millionen Euro aus internationalen Quellen finanzierte »Shel-
ter Implementation Plan« von 1997 sieht vor, eine 100 Meter hohe 
Stahlkonstruktion als neue Schutzhülle um den Reaktor zu bauen. 
Aber bis heute ist nicht viel passiert. Noch nicht einmal die Auf-

räumarbeiten am ehemaligen Atomkraftwerk sind abgeschlossen. 
Keine der Anlagen zur Behandlung oder Lagerung des Atommülls 
wurde nach Plan fertig gestellt, Korruption und die Bedingungen 
der Zone erschweren die Entsorgung. Noch heute fahren täglich 
Tausende zum Arbeiten in die Zone und ans Kraftwerk, der radio-
aktive Müll stapelt sich in Hunderten von Zwischenlagern. Nach 
Ansicht des britischen Atomexperten John Large ist es praktisch 
unmöglich, die Evakuierungszone vollständig zu dekontaminieren, 
sie wird wohl mindestens die nächsten 100 bis 300 Jahre isoliert 
und kontrolliert werden müssen.

Vor allem in Weißrussland, der Ukraine und in Russland werden 
die Langzeitfolgen des GAUs erst jetzt sichtbar. Die Anzahl der als 
Folge von Tschernobyl dauerhaft Behinderten hat sich von 200 
Personen im Jahr 1991 auf mehr als 91.000 im Jahr 2001 erhöht. 
Etwa sieben Millionen Menschen in der Ukraine haben als aner-
kannte Tschernobyl-Opfer Anspruch auf Sonderbeihilfen, Renten 
und bevorzugte medizinische Betreuung. 237 Notfall-Einsatzkräfte 
waren durch akute Strahlenkrankheit betroffen, fast 50 von ihnen 
starben bis 2004.

Tschernobyl

Klassenraum einer verlassenen Schule in der Stadt Prypjat, die 1970 für die Belegschaft des Kernkraftwerks Tschernobyl errichtet wurde. 
Sie ist mit etwa vier Kilometern Entfernung die dem Reaktor nächstgelegene Siedlung.

   +++   Menschenkette am12. März von Stuttgart nach Neckarwestheim   +++   Infos: www.gruene.de/menschenkette  +++  Menschenkette am       12. März von Stuttgart nach Neckarwestheim   +++   Infos: www.gruene.de/menschenkette   +++ 
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Werbeartikel für die verantwortungsvolle 
Kommunikation. Jetzt Katalog anfordern: 
www.greenpromotion.de
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Die Gesamtzahl der Todesopfer wird nie 
genau zu bestimmen sein. Der TORCH-
Bericht zu den gesundheitlichen Folgen der 
Tschernobyl-Katastrophe kam 2006 aber 
zu dem Ergebnis, dass Hunderttausende 
Menschen erkrankten und Zehntausende 
starben oder sterben werden. Es wäre aber 
unzureichend, die Folgen der Reaktorkata-
strophe allein an den Todesfällen festzu-
machen. Zu schmerzlich sind die Verluste, 
welche die Tschernobyl-Opfer, die überlebt 
haben, erdulden müssen: den Verlust von 
Heimat, Verlust der eigenen Geschichte, 
Verlust der Lebensgrundlage.

Ungebrochene Traditionslinie

Keine Frage, die ukrainische Bevölkerung 
ist von der Katastrophe und ihren gravie-
renden Folgen traumatisiert. Trotzdem wird 
die Nutzung der Atomkraft von beiden poli-
tischen Lagern und den meisten Ukraine-
rinnen und Ukrainern befürwortet, die Pro-
duktion von Atomstrom ist nach der Kata-
strophe nicht verringert worden. Aktuell 
werden in der Ukraine 15 Atomreaktoren 
betrieben, die etwa 47 Prozent des Stroms 
liefern. Die derzeitigen Machthaber ziehen 
eine ungebrochene Traditionslinie zu der 
Industrialisierung der 1930er Jahre. Was 
damals die gewaltigen Wasserkraftwerke 
an Dnjepr und Wolga und die Kohlegru-

ben des Donbass waren, wurden in den 
1970ern die gewaltigen Atomkraftwerke 
vom Typ Tschernobyl. Das Credo der Staats-
macht: Zu lernen sei nichts Grundsätzliches 
aus dem GAU, außer dass man solche Feh-
ler nicht wiederholen dürfe. 

In der ukrainischen Bevölkerung hat Tscher-
nobyl keine breite Anti-AKW-Bewegung aus-
gelöst. Doch die Bewegung war ja auch im 
Westen kein Reflex auf den GAU. Sie hat 
ihren in Ursprung in einer Zeit, als der Club 
of Rome vor den »Grenzen des Wachstums« 
(1972) warnte und beruht auf einem breiten 
Umdenken, das wir mit der Chiffre »ökolo-
gisch« bezeichnen. Dieser Paradigmenwech-
sel Anfang der 1970er Jahre – lange vor 
der Tschernobyl-Katastrophe – war möglich, 
weil es hierzulande demokratische Rechte 
gab. Unseren Partnerinnen und Partnern 
in den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion fehlen deshalb 15 Jahre.

Rebecca Harms ist Fraktionsvorsitzende 
und Sprecherin für Atom- und Energiepoli-
tik der Fraktion Die Grünen/EFA im Euro-
paparlament.

Walter Mossmann ist Autor, war bis 1991 
Liedermacher und 1974 Mitbegründer 
der Badisch-Elsässischen Bürgerinitiativen 
gegen Atomkraft.

	 Veranstaltungen zu 25 Jahren Tschernobyl

Mit der Ausstellung »Straße der Enthusiasten« zeigt die Heinrich-Böll-Stiftung ab dem 
12. April die Geschichte der Stadt Pripyat. Die Ausstellung, die zwischen Berlin, Kiew, 
dem Wendland und dem Oberrhein tourt, verdeutlicht die Dimensionen der Katastro-
phe im Kontext von unbedingtem Fortschrittsglauben und »enthusiastischer Industria-
lisierung«. Am 12. und 13. April finden Auftaktveranstaltungen in Berlin statt, am 27. 
April in Kiew die Konferenz »Die Tschernobyl-Katastrophe – 25 Jahre danach«. Aus-
stellung und Konferenz sind Teil des Projektverbunds »Tschernobyl 25 – Expeditionen«. 
Infos unter: www.tschernobyl25.org

Auch die Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges (IPPNW) veranstal-
ten vom 8. bis 10. April in der Urania in Berlin einen internationalen Kongress: »25 
Jahre Tschernobyl, Zeitbombe Atomenergie – Atomausstieg jetzt!« 
Infos unter: www.tschernobylkongress.de

   +++   Menschenkette am12. März von Stuttgart nach Neckarwestheim   +++   Infos: www.gruene.de/menschenkette  +++  Menschenkette am       12. März von Stuttgart nach Neckarwestheim   +++   Infos: www.gruene.de/menschenkette   +++ 
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Kongress
Demokratie 2.011
Demokratie ist in aller Munde. Und das zu Recht. Nicht erst seit Stuttgart 21 
und den erstarkenden Protesten in Gorleben zeigt sich, dass immer mehr Bür-
gerinnen und Bürger nicht einverstanden damit sind, wie Politik in Deutsch-
land tickt. 

Von Claudia Roth und Sven Giegold

Ob die unsägliche Sarrazin-Welle und das 
Thema Rechtspopulismus, ob soziale und 
kulturelle Ausgrenzung und das Schüren 
von Ressentiments, ob Klima- oder Finanz-
krise und die Frage der Expertokratie, ob 
die Klientelpolitik der schwarz-gelben 
Bundesregierung: Die Herausforderungen 
für die Demokratie liegen nur allzu häufig 
ganz offen auf der Hand.

Gleichzeitig sehen wir schon seit längerem 
eine Abkehr vieler Menschen vom demo-
kratischen Prozess. Wir Grüne betrach-
ten diese Entwicklung als einen Auftrag, 
Demokratie besser zu machen – und stetig 
zu versuchen, uns ihrem Ideal zu nähern. 
Dabei beziehen wir uns selbst als Akteure 
im politischen Gefüge mit ein. Für uns 
steht Demokratie weder unter Finanzie-
rungsvorbehalt, noch ist sie Standortnach-
teil oder Krisenbewältigungshindernis, 
sondern unabdingbare Form und prak-
tische Grundlage aller Politik – auch im 
globalen Rahmen.

Bereits auf unserer Bundesdelegierten-
konferenz in Rostock 2009 haben wir 
uns auf den Weg gemacht, Antworten 
auf die Krise der Demokratie im 21. Jahr-
hundert zu finden. Seitdem arbeitet das 
»Zukunftsforum Demokratie« unserer Par-
tei kontinuierlich an Vorschlägen für eine 
Reform unserer Demokratie und der Par-
tizipationsmöglichkeiten. Wir wollen Vor-
schläge machen, wie die im Grundgesetz 
enthaltene Verpflichtung zu Demokratie 
und Gemeinwohl heute, im Licht der Kri-
sen und neuen Anforderungen, geltend 
gemacht werden kann. Wir wollen in 
unserem grünen Gerechtigkeitsbegriff den 
Gedanken der politischen Gerechtigkeit 
ausdrücklich verankern. Demokratie kann 
nur funktionieren, wenn soziale Gerech-
tigkeit und gute Bildung für alle Wirklich-
keit sind, wenn Lobbyismus und Klientel-
politik zurückgedrängt werden und die 

Zugänge zum politischen Prozess für alle 
gleich offen sind. Wir wollen zudem eine 
aktivere Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger und die Elemente direkter Demo-
kratie stärken – auch und gerade in der 
EU und in den Kommunen. Und wir wol-
len unsere Partei weiter öffnen und noch 
demokratischer gestalten – gerade auch 
für Menschen, für die der Zugang in der 
Praxis noch viel zu oft Hürden birgt.

Das Abschlussdokument des Forums soll 
auf einem großen Grünen Zukunftskon-
gress am 2. Juli präsentiert werden. Damit 
alle interessierten Parteimitglieder sich 
schon frühzeitig in den Prozess einbrin-
gen können, werden wir am 13. März in 
Mainz auf einem Demokratiekongress 
den Stand der Arbeit und die bisher erar-
beiteten Bausteine diskutieren. Dazu 
möchten wir Euch nochmals herzlich 
einladen. Auch mit einer breit angelegten 
Internet-Konsultation wollen wir die Dis-
kussion in die Partei tragen.

Unsere Demokratieoffensive soll die ganze 
Partei erfassen: Macht mit und helft mit, 
unsere Partei und unsere Politik als eine 
Einladung zur Demokratie zu gestalten! 
Wir freuen uns auf Kommentare und Rück-
meldungen, die wir alle vor der Vorstel-
lung des Texts auf dem Zukunftskongress 
am 2. Juli bedenken werden!

Claudia Roth, Bundesvorsitzende von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, und Sven 
Giegold, Mitglied der Grünen Europafrak-
tion, sind Sprecher des »Zukunftsforums 
Demokratie«.

Weitere Informationen und Anmeldung: 
www.gruene.de/demokratiekongress

Textentwurf 
»Grüne Demokratieoffensive«: 
www.gruene.de/demokratiedebatte

   +++ Weitere Informationen und Anmeldung: www.gruene.de/demokratiekongress +++ Textentwurf:  www.gruene.de/demokratiedebatte +++
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V
or

na
m

e:

N
am

e:

St
ra

ße
:

PL
Z/

O
rt

:

   1. 	G
rün stärken: M

it D
einer M

itgliedschaft 
unterstützt und stärkst D

u G
rüne Politik 

und hilfst bei der D
urchsetzung G

rüner 
Ziele.

2. 	Für nachhaltige Politik: W
ir m

achen Po-
litik, die langfristig angelegt ist und stets 
die Interessen kom

m
ender G

enerationen 
berücksichtigt.

3.	
Für glaubw

ürdige Politik: Bei uns w
is-

sen die W
ählerinnen und W

ähler vor der 
W

ahl, w
oran sie nach der W

ahl sind. 

4
. 	Für Politik m

it K
öpfchen: W

ir haben nicht 
im

m
er die einfachsten A

ntw
orten, aber 

m
eistens die richtigen.

5. 	Für alle: W
ir orientieren uns am

 G
em

ein-
w

ohl statt Sprachrohr einer bestim
m

ten 
Lobby zu sein.

6. 	Für den U
m

w
eltschutz: W

ir käm
pfen seit 

über 30 Jahren dafür, dass unsere natürli-
chen Lebensgrundlagen erhalten bleiben.

7. 	
Für Freiheit und G

erechtigkeit: W
ir streiten 

für Freiheits- und Bürgerrechte, auch w
enn 

uns der G
egenw

ind rau ins G
esicht bläst.

8. 	Für Frieden und M
enschenrechte: W

ir ste-
hen für G

ew
altfreiheit und zivile K

onflikt-
prävention sow

ie dafür, dass die W
ürde je-

des M
enschen unantastbar ist.

9. 	Für G
estalterInnen: W

ir sind eine offene 
und debattierfreudige Partei und entw

i-
ckeln uns m

it D
einer H

ilfe gerne w
eiter. 

10.	Für A
ktive: W

ir bauen auf D
eine Ideen, In-

teressen und Fähigkeiten in den Fachkrei-
sen, in der K

om
m

une und bei A
ktionen auf 

der Straße.

10
 g

u
te G

rü


n
d

e für


 G
rü


n

Ja, ich m
öchte M

itglied von BÜ
N

D
N

IS 90/D
IE G

R
Ü

N
EN

 w
erden. 

Schickt m
ir bitte die notw

endigen U
nterlagen an m

eine Postadresse. 
Bitte ausfüllen und zurück an die Person, die D

ich gew
orben hat.

D
ie D

aten w
erden  ausschließlich von BÜ

N
D

N
IS 90/

D
IE G

R
Ü

N
EN

 zur Zusendung der M
itgliedsantrags-

unterlagen verw
endet. D

iese Bekundung stellt noch 
keine Erklärung einer M

itgliedschaft bei BÜ
N

D
N

IS 90/
D

IE G
R

Ü
N

EN
 dar.

V
ornam

e:

N
am

e:

Straße:

PLZ/O
rt:

✁ Hier trennen

H
intergrund Vorderseite: fotolia.com
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